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Stellungnahme des Zentralverbands der Ingenieurvereine (ZBI) e.V. zur Online-Konsultation des 
Bundesministeriums für Digitalisierung und Staatsmodernisierung zur Weiterentwicklung des Open-Data-
Rahmens 
 
Lobbyregisternummer R003330 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Zentralverband der Ingenieurvereine (ZBI) e.V. begrüßt die Initiative des Bundesministeriums für 
Digitalisierung und Staatsmodernisierung (BMDS), den strategischen Rahmen für Open Data in Deutschland 
weiterzuentwickeln.  

Der ZBI ist ein Spitzenverband, in dem mehrere technisch-naturwissenschaftliche Berufs- und 
Fachverbände zusammengeschlossen sind. Die wesentlichen im ZBI vertretenen Mitgliederverbände 
kommen aus den Bereichen Architektur, Bauingenieurwesen, Eisenbahnwesen, Geodäsie und 
Geoinformatik, Telekommunikation, Umweltschutz u. Umwelttechnik, Wasserbau und Wasserwirtschaft.  

Der ZBI verbindet in dieser Stellungnahme die Erfahrungen seiner unterschiedlichen 
ingenieurwissenschaftlichen Mitgliedsverbände. Die Perspektiven des Verbandes Deutscher 
Vermessungsingenieure (VDV), der Ingenieure für Kommunikation (IfKom), des Ingenieurverbandes 
Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung (IWSV) sowie des Bund Deutscher Baumeister, Architekten und 
Ingenieure Baden-Württemberg (BDB Baden-Württemberg) liefern hierfür wichtige fachliche und 
praktische Anknüpfungspunkte. Sie werden im Folgenden als fachliche Ergänzung und Praxisbeispiele der 
eigenständigen Position des ZBI herangezogen. Die Gliederung orientiert sich dabei an den sechs Leitfragen 
des BMDS für die Online-Konsultation.  
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1. Welche zentralen Herausforderungen und Chancen sehen Sie aktuell für die Bereitstellung und 
Nutzung von Open Data in Deutschland? An welchen Indikatoren machen Sie dies fest? 

Deutschland verfügt über einen erheblichen Bestand öffentlich finanzierter Daten. Dennoch ist deren 
Nutzung vielfach noch durch unterschiedliche Zuständigkeiten, technische Systeme, Datenformate, 
Bereitstellungswege und Nutzungsbedingungen erschwert. Die zentrale Herausforderung besteht deshalb 
aus Sicht des ZBI nicht mehr allein darin, zusätzliche Datenbestände zu veröffentlichen. Entscheidend ist 
vielmehr, aus den vorhandenen Daten eine dauerhaft nutzbare, interoperable und verlässliche öffentliche 
Dateninfrastruktur zu entwickeln. Open Data sollte deshalb nicht auf die Veröffentlichung einzelner 
Datensätze reduziert werden. Daten müssen auffindbar, maschinenlesbar, verständlich dokumentiert, 
aktuell und möglichst einfach weiterverwendbar sein. Erst dann können sie ihren wirtschaftlichen, 
wissenschaftlichen und gesellschaftlichen Wert tatsächlich entfalten. Besondere Bedeutung haben Daten, 
die den physischen Raum und die technische Infrastruktur unseres Landes beschreiben.  

Geodaten bilden dabei eine wichtige Querschnittsinfrastruktur, weil sie Informationen aus 
unterschiedlichen Fachbereichen räumlich miteinander verknüpfen können. Der VDV hat in seinem 
Positionspapier „Open Geodata“ darauf hingewiesen, dass gerade der Raumbezug die Auffindbarkeit, 
Zugänglichkeit, Bewertung und Teilbarkeit von Daten verbessert und damit eine breitere Nutzung 
vorhandener Geodaten und Geodateninfrastrukturen ermöglicht.  

Diese Perspektive lässt sich auf den gesamten gebauten Raum erweitern. Für Gebäude, Verkehrswege, 
Wasserbauwerke und andere Infrastrukturen sollte langfristig ein digitales Gedächtnis unseres gebauten 
Raums entstehen: ein verlässlicher, aktueller und qualitätsgesicherter Datenbestand, der den Lebenszyklus 
eines Bauwerks von der ersten Planung über Bau und Betrieb bis zu Sanierung, Erhaltung oder Umnutzung 
begleitet. Ein solcher Ansatz geht über klassisches Open Data hinaus. Entscheidend ist nicht nur, welche 
Daten heute öffentlich zugänglich sind, sondern auch, ob die für Planung, Betrieb und Erhaltung 
notwendigen Informationen dauerhaft und qualitätsgesichert verfügbar bleiben. Open Data, Building 
Information Modeling (BIM) und digitale Bestandsdokumentation sollten deshalb stärker 
zusammengedacht werden. Daten, die heute bei Planung und Bau entstehen, sollten grundsätzlich so 
strukturiert werden, dass sie später für Betrieb, Erhaltung, Klimaanpassung und Krisenvorsorge 
weitergenutzt werden können. Damit verbindet sich eine wesentliche Chance für die technische 
Daseinsvorsorge. Wer seinen Bestand digital kennt, kann seine Zukunft besser planen. Gerade angesichts 
des erheblichen Investitions- und Erhaltungsbedarfs bei der öffentlichen Infrastruktur können hochwertige 
Daten dazu beitragen, Prioritäten besser zu bestimmen, Maßnahmen effizienter zu planen und den 
Lebenszyklus von Bauwerken und Infrastrukturen nachhaltiger zu gestalten.  

Auch für Innovation und neue Geschäftsmodelle besitzen offene Daten erhebliches Potenzial. Der VDV 
verweist beispielsweise auf die Nutzung offener Geodaten durch Unternehmen und Start-ups und die 
daraus entstehenden innovativen Anwendungen. Mit der zunehmenden Nutzung Künstlicher Intelligenz 
und der Entwicklung digitaler Zwillinge gewinnt die Qualität öffentlich verfügbarer Daten zusätzlich an 
strategischer Bedeutung. KI-Systeme, Planungsanwendungen und digitale Modelle benötigen verlässliche, 
nachvollziehbare und miteinander kombinierbare Daten. Damit wird die Qualität der öffentlichen 
Dateninfrastruktur zunehmend zu einem Faktor für die digitale Leistungsfähigkeit und Innovationsfähigkeit 
Deutschlands. 

Der Erfolg von Open Data sollte deshalb nicht allein an der Zahl veröffentlichter Datensätze gemessen 
werden. Aussagekräftiger ist die tatsächliche Verfügbarkeit relevanter Datenbestände, deren Aktualität und 
Qualität, die technische und semantische Interoperabilität sowie die tatsächliche Nutzung durch Wirtschaft, 
Wissenschaft, Verwaltung und Gesellschaft. 
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2. Welche Rahmenbedingungen sollten aus Ihrer Sicht wie verändert werden, um eine wirksame Open-
Data-Kultur in Deutschland zu schaffen; welche Themen und Handlungsfelder sollten in den kommenden 
Jahren priorisiert werden? 

Der ZBI unterstützt grundsätzlich den Ansatz „Open by Default“. Öffentlich finanzierte Daten sollten 
grundsätzlich offen und möglichst kostenfrei nutzbar sein, soweit keine überwiegenden rechtlichen, 
personenbezogenen oder sicherheitsrelevanten Schutzinteressen entgegenstehen. Für amtliche Geodaten 
hat der VDV bereits frühzeitig eine kostenfreie Bereitstellung mit freien Lizenzen und eine weitgehende 
Reduzierung von Gebühren- und Bereitstellungsregelungen gefordert. Aus Sicht des ZBI sollte diese 
Grundhaltung auf öffentlich finanzierte Daten insgesamt übertragen werden. 

Open Data braucht allerdings mehr als einen rechtlichen Anspruch auf Veröffentlichung. Der neue Rahmen 
sollte insbesondere die Qualität, Standardisierung und Interoperabilität der Daten in den Mittelpunkt 
stellen. Dazu gehören offene und maschinenlesbare Formate, standardisierte und dokumentierte 
Schnittstellen, belastbare Metadaten sowie möglichst einheitliche Datenmodelle und fachliche 
Definitionen. Gerade bei Daten des gebauten Raums muss zudem die Frage der dauerhaften Datenpflege 
stärker berücksichtigt werden. Ein digitales Bestandsmodell ist nur dann von dauerhaftem Wert, wenn 
Verantwortlichkeiten für Aktualisierung, Qualitätssicherung und Versionierung geklärt sind.  

Der ZBI sieht deshalb die Notwendigkeit, Open Data stärker mit Prozessen der digitalen Planung, 
Bauausführung, Bestandsdokumentation und Bewirtschaftung zu verbinden. BIM kann hierbei eine 
wichtige Rolle spielen. Ziel sollte nicht sein, BIM und Open Data als voneinander getrennte 
Digitalisierungsansätze zu betrachten. Vielmehr sollte der Informationsfluss über den gesamten 
Lebenszyklus eines Bauwerks oder einer Infrastruktur gedacht werden. Daten aus Planung und Bau sollten, 
soweit keine Schutzinteressen entgegenstehen, für spätere Aufgaben des Betriebs, der Erhaltung und der 
Weiterentwicklung nutzbar bleiben. 

Die Interoperabilität betrifft dabei nicht nur technische Formate. Daten verschiedener Behörden oder 
Fachbereiche können technisch verfügbar sein und dennoch nur schwer miteinander genutzt werden, wenn 
Begriffe, Datenmodelle oder Statusangaben unterschiedlich definiert sind. Die IfKom weisen in ihren 
fachlichen Stellungnahmen auf die Bedeutung klarer Definitionen und einheitlicher Kriterien für 
Transparenz und Vergleichbarkeit hin. Für Open Data bedeutet dies, dass neben technischen Standards 
auch die semantische Interoperabilität gestärkt werden muss. Der Staat sollte hierfür verlässliche 
Rahmenbedingungen und gemeinsame Standards schaffen. Gleichzeitig sollte Regulierung auf die 
notwendigen Leitplanken beschränkt bleiben und nicht durch unnötige technische Detailvorgaben 
Innovation und Weiterentwicklung behindern. 

Priorität sollte auf Datenbestände gelegt werden, die eine besondere Querschnittsbedeutung besitzen. 
Dazu gehören insbesondere Geodaten, Daten des gebauten Raums, Mobilitätsdaten, Umwelt- und 
Klimadaten, Daten zur technischen Infrastruktur sowie Daten, die für digitale Zwillinge und KI-
Anwendungen relevant sind. 

 

3. Wie können Transparenz- und Sicherheitsbedürfnisse im Kontext von Open Data in eine angemessene 
Balance gebracht werden? 

Der ZBI sieht hierin eine der zentralen Herausforderungen des zukünftigen Open-Data-Rahmens. Offenheit 
und Sicherheit sind keine grundsätzlichen Gegensätze. Eine moderne Open-Data-Strategie muss vielmehr 
sicherstellen, dass der gesellschaftliche und wirtschaftliche Nutzen offener Daten erhalten bleibt, ohne 
durch die Veröffentlichung sensibler Informationen unnötige Sicherheitsrisiken zu schaffen.  
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Der ZBI lehnt deshalb sowohl eine pauschale Öffnung als auch pauschale Zugangsbeschränkungen ab. 
Entscheidend sollte eine risikobasierte Betrachtung des konkreten Datenbestands sein.  

Für raumbezogene Informationen ist diese Frage besonders relevant. Der VDV hat im Zusammenhang mit 
dem Kritis-Dachgesetz darauf hingewiesen, dass aus den Anforderungen an die Resilienz kritischer 
Infrastrukturen mittelbare Auswirkungen auf den Umgang mit sicherheitsrelevanten Geodaten entstehen 
können. Der VDV spricht sich dabei ausdrücklich gegen pauschale Zugangsbeschränkungen ebenso wie 
gegen einen undifferenzierten Umgang mit sensiblen Daten aus. Maßgeblich sollten insbesondere 
Sicherheitsrelevanz, Detailgrad und Nutzungskontext sein. 

Der ZBI unterstützt diesen Ansatz. Nicht jede Information über eine Infrastruktur besitzt dieselbe 
Sicherheitsrelevanz. Ein allgemein zugänglicher Übersichtsdatensatz kann einen hohen öffentlichen Nutzen 
haben, während ein detaillierter Bestandsplan einer besonders schutzbedürftigen Anlage erhebliche 
zusätzliche Risiken erzeugen kann. 

Diese Differenzierung wird durch die Erfahrungen des IWSV konkret veranschaulicht. Der IWSV unterstützt 
grundsätzlich die Bereitstellung möglichst vieler Daten, die den Verwaltungen zur Verfügung stehen. Für 
Wasserstraßen und die dort befindlichen Anlagen ist aufgrund der aktuellen Bedrohungslage jedoch eine 
restriktivere Bereitstellung bestimmter Informationen gegenüber Externen erforderlich. Dies kann 
beispielsweise detaillierte Bestandspläne betreffen, weil Wasserstraßenanlagen zumindest teilweise zur 
kritischen Infrastruktur gehören. 

Aus Sicht des ZBI sollte daraus kein genereller Ausschluss entsprechender Daten vom Open-Data-Prinzip 
folgen. Stattdessen sind abgestufte Zugangsmodelle erforderlich. Je nach Sicherheitsrelevanz, Detailgrad 
und Nutzungskontext kann eine Information uneingeschränkt veröffentlicht, in ihrem Detailgrad reduziert, 
bestimmten Nutzergruppen zugänglich gemacht oder in begründeten Fällen von einer öffentlichen 
Bereitstellung ausgenommen werden. 

Auch bei digitalen Bestandsmodellen und BIM-Daten ist diese Differenzierung notwendig. Die Forderung 
nach einem digitalen Gedächtnis des gebauten Raums darf nicht bedeuten, dass sämtliche Informationen 
über jedes Bauwerk oder jede Infrastruktur uneingeschränkt öffentlich zugänglich sein müssen. Gerade bei 
kritischen Infrastrukturen kann zwischen einer für die Allgemeinheit geeigneten Informationsstufe und 
detaillierten, sicherheitsrelevanten Planungs- und Bestandsinformationen unterschieden werden. 

Entscheidend ist dabei die Rechtssicherheit. Datenhalter müssen nachvollziehbar beurteilen können, wann 
eine Einschränkung erforderlich ist; Datennutzer müssen erkennen können, aus welchen Gründen ein 
Zugang beschränkt wurde. Der ZBI empfiehlt deshalb, für sicherheitsrelevante Daten gemeinsam mit 
Fachverwaltungen, Infrastrukturbetreibern, Sicherheitsakteuren und den betroffenen Fachcommunities 
transparente und möglichst einheitliche Kriterien zu entwickeln. 

Der Grundsatz sollte dabei lauten: Nicht die Datenkategorie allein entscheidet über den Zugang, sondern 
das konkrete Risiko der Information. 

 

4. Wie können Open-Data-Wertschöpfungsketten und die Weiternutzung von Daten stärker in den Blick 
genommen werden? Sollten spezifische Zielgruppen als Nutzer von Open Data adressiert werden? Wenn 
ja, welche und auf welche Weise? 

Der ZBI sieht Open Data als Ausgangspunkt einer Wertschöpfungskette, deren eigentlicher Mehrwert 
häufig erst durch die Weiterverwendung entsteht. Daten werden kombiniert, analysiert, visualisiert, mit 
anderen Informationsquellen verknüpft und in neue Anwendungen überführt. Gerade im Bereich des 
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gebauten Raums sollte deshalb der gesamte Lebenszyklus stärker in den Blick genommen werden. Daten, 
die bei Vermessung, Planung und Bau entstehen, können später für Betrieb, Wartung, Sanierung, Umbau, 
Klimaanpassung und Krisenvorsorge von erheblichem Wert sein. Voraussetzung ist, dass sie in geeigneter 
Qualität, mit definierten Verantwortlichkeiten und in interoperablen Strukturen erhalten bleiben. 

Open Data darf deshalb nicht am Download enden. Ziel sollte eine offene, verlässliche und gesicherte 
Datenbasis für unseren gebauten Raum sein. Sie kann eine gemeinsame Grundlage für Verwaltung, Länder 
und Kommunen, Vermessung, Planung, Bauwirtschaft, Ingenieurwesen und Forschung bilden. Der Staat 
muss dabei nicht selbst vorhersehen, für welche Anwendungen ein Datensatz künftig genutzt wird. Offene 
Daten ermöglichen es Unternehmen, Ingenieurbüros, Start-ups, Forschungseinrichtungen, Kommunen und 
anderen Akteuren, eigene Lösungen zu entwickeln. Besondere Aufmerksamkeit verdienen deshalb kleine 
und mittlere Unternehmen, Ingenieur- und Planungsbüros sowie Start-ups. Sie verfügen häufig nicht über 
die Ressourcen, eigene umfangreiche Datenbestände aufzubauen, können auf offenen Daten aber 
innovative Produkte und Dienstleistungen entwickeln. Ebenso wichtig sind Wissenschaft und Forschung, 
Kommunen und andere öffentliche Stellen. 

Der ZBI hält es deshalb für sinnvoll, nicht nur Daten bereitzustellen, sondern auch deren Nutzung aktiv zu 
unterstützen. Dazu gehören gute Dokumentation, verständliche Metadaten, standardisierte Schnittstellen, 
fachübergreifende Projekte und Reallabore. Besondere Bedeutung gewinnt dies für KI und digitale 
Zwillinge. Die Kombination von Geodaten, Bauwerks- und Infrastrukturdaten mit weiteren öffentlichen 
Datenbeständen kann beispielsweise für Infrastrukturplanung, Mobilität, Umwelt- und Klimaschutz oder 
Resilienzplanung genutzt werden. Voraussetzung ist allerdings, dass Daten hinsichtlich Herkunft, Qualität, 
Aktualität und Nutzungsbedingungen ausreichend transparent sind.  

Open Data sollte daher nicht primär als Bereitstellungsaufgabe der Verwaltung verstanden werden. Es geht 
vielmehr um den Aufbau eines offenen Datenökosystems, in dem Verwaltung, Wirtschaft, Wissenschaft 
und Gesellschaft Daten auf verlässlicher Grundlage weiterverwenden und daraus zusätzlichen Wert 
schaffen können. 

 

5. Welche messbaren Zielvorgaben und -indikatoren sollte ein neuer „Open-Data-Fahrplan“ für 
Deutschland enthalten? 

Der ZBI hält es für erforderlich, die Umsetzung des neuen Open-Data-Fahrplans regelmäßig und öffentlich 
nachvollziehbar zu überprüfen. Dabei sollte jedoch vermieden werden, den Erfolg überwiegend anhand der 
Anzahl veröffentlichter Datensätze zu bewerten. Ein solcher Indikator sagt wenig darüber aus, ob Daten 
tatsächlich relevant, aktuell, qualitativ belastbar und nutzbar sind. Entscheidend ist vielmehr die Qualität 
und Wirkung der Datenbereitstellung.  

Der ZBI empfiehlt deshalb ein Monitoring, das die Verfügbarkeit relevanter Datenbestände, deren 
Aktualität und Qualität, die Vollständigkeit der Metadaten sowie die Nutzung standardisierter 
Schnittstellen berücksichtigt. Ebenso sollte erkennbar sein, in welchem Umfang Daten tatsächlich von 
Wirtschaft, Wissenschaft, Verwaltung und Gesellschaft weiterverwendet werden. 

Für Daten des gebauten Raums sollte darüber hinaus untersucht werden, in welchem Umfang digitale 
Bestandsinformationen tatsächlich über den Lebenszyklus von Bauwerken und Infrastrukturen hinweg 
nutzbar bleiben. Ein sinnvoller Indikator wäre beispielsweise der Anteil relevanter Projekte, bei denen 
digitale Bestandsinformationen nach einheitlichen Qualitäts- und Interoperabilitätsstandards fortgeführt 
werden. 
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Auch die tatsächliche Wirkung sollte stärker betrachtet werden. Wo entstehen neue Anwendungen? 
Welche wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen Mehrwerte werden durch die Nutzung offener Daten 
erzielt? In welchen Bereichen werden Verwaltungs-, Planungs- oder Betriebsprozesse verbessert? Die 
Erfahrungen der IfKom zeigen, dass ein öffentlich zugängliches Monitoring mit klar definierten und 
verständlichen Kennzahlen wesentlich zur Transparenz beitragen kann. Dieses Prinzip sollte auch für Open 
Data gelten: Messbare Ziele benötigen eindeutige Definitionen und nachvollziehbare Kennzahlen. 

Der ZBI empfiehlt daher, im neuen Open-Data-Fahrplan neben quantitativen Zielgrößen auch qualitative 
Indikatoren zu verankern. Dazu gehören insbesondere die technische und semantische Interoperabilität, 
die Aktualität, die Qualität der Metadaten, die dauerhafte Verfügbarkeit sowie die tatsächliche 
Weiterverwendung. 

 

6. Gibt es konkrete Maßnahmen oder Best Practices, die in einen solchen „Open-Data-Fahrplan“ 
aufgenommen werden sollten? 

Aus Sicht des ZBI sollte der neue Open-Data-Fahrplan vor allem Maßnahmen enthalten, die die 
vorhandenen Datenbestände dauerhaft nutzbarer und leichter weiterverwendbar machen. 

An erster Stelle steht der Grundsatz „Open by Default“ für öffentlich finanzierte Daten, soweit keine 
überwiegenden Schutzinteressen entgegenstehen. Damit sollte eine möglichst kostenfreie und freie 
Weiterverwendung verbunden sein. 

Ein zweiter Schwerpunkt sollte auf gemeinsamen technischen und fachlichen Standards liegen. Offene 
Daten sollten über standardisierte, dokumentierte und möglichst diskriminierungsfrei nutzbare 
Schnittstellen bereitgestellt werden. Einheitliche Metadaten, offene Formate und interoperable 
Datenmodelle sollten zum Standard werden. Dabei ist auch die semantische Interoperabilität zu 
berücksichtigen. 

Drittens sollte der Fahrplan die Entwicklung eines digitalen Gedächtnisses des gebauten Raums 
unterstützen. Open Data, BIM und digitale Bestandsdokumentation sollten konsequent zusammengedacht 
werden. Daten, die bei Planung und Bau entstehen, sollten, soweit keine Schutzinteressen entgegenstehen, 
für Betrieb, Erhaltung, Sanierung, Umnutzung, Klimaanpassung und Krisenvorsorge nutzbar bleiben. Dafür 
braucht es verlässliche Daten, klare Qualitätsstandards und definierte Verantwortlichkeiten über den 
gesamten Lebenszyklus. 

Viertens sollte der Fahrplan ein transparentes Verfahren für den Umgang mit sicherheitsrelevanten Daten 
vorsehen. Gerade bei kritischen Infrastrukturen muss eine differenzierte Bewertung möglich sein. Die 
Erfahrungen des IWSV mit Wasserstraßenanlagen und die Kritis-bezogene Position des VDV zeigen, dass 
hierfür keine pauschalen Ausschlüsse, sondern nachvollziehbare Kriterien und abgestufte Zugangsmodelle 
erforderlich sind. 

Fünftens sollte die Bundesregierung die tatsächliche Nutzung offener Daten stärker fördern. Reallabore, 
fachübergreifende Pilotprojekte und Kooperationen zwischen Verwaltung, Wissenschaft, Wirtschaft und 
Ingenieurpraxis können dazu beitragen, den praktischen Nutzen offener Daten sichtbar zu machen und 
zugleich Anforderungen aus der Anwendungspraxis in die Datenbereitstellung zurückzuführen. 

Sechstens sollte der neue Fahrplan ein dauerhaftes öffentliches Monitoring vorsehen. Dabei sollte nicht 
allein die Zahl der Datensätze, sondern deren Qualität, Aktualität, Interoperabilität, dauerhafte Nutzbarkeit 
und tatsächliche Verwendung betrachtet werden. 
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Schließlich sollte der Open-Data-Fahrplan regelmäßig weiterentwickelt werden. Technische Entwicklungen 
wie Künstliche Intelligenz, digitale Zwillinge und neue Formen automatisierter Datenverarbeitung 
verändern die Anforderungen an Dateninfrastrukturen schnell. Ein langfristig erfolgreicher Rahmen muss 
deshalb stabile Grundprinzipien mit ausreichender technischer und organisatorischer Flexibilität verbinden. 

 

Schlussbemerkung 

Der ZBI sieht Open Data als wesentlichen Bestandteil einer modernen digitalen Infrastruktur. Öffentlich 
finanzierte Daten sollten grundsätzlich offen und möglichst kostenfrei nutzbar sein. Gleichzeitig muss 
gewährleistet sein, dass diese Daten tatsächlich auffindbar, verständlich, qualitativ einordbar und 
interoperabel nutzbar sind. 

Besondere Bedeutung haben Daten des gebauten Raums und der technischen Infrastruktur. Sie sollten 
nicht nur für den Zeitpunkt ihrer Erhebung oder Veröffentlichung betrachtet werden. Ziel sollte vielmehr 
sein, ein digitales Gedächtnis unseres gebauten Raums zu schaffen, das den Lebenszyklus von Gebäuden 
und Infrastrukturen begleitet und Daten für Planung, Betrieb, Erhaltung, Klimaanpassung und 
Krisenvorsorge verfügbar hält. 

Damit dieses Ziel erreicht werden kann, müssen Open Data, Geodaten, BIM und digitale 
Bestandsdokumentation stärker zusammen gedacht werden. Entscheidend sind verlässliche Daten, klare 
Qualitätsstandards, Interoperabilität und definierte Verantwortlichkeiten. 

Gleichzeitig müssen die Anforderungen des Schutzes kritischer Infrastrukturen integraler Bestandteil einer 
modernen Open-Data-Strategie sein. Sie rechtfertigen jedoch keine pauschalen Einschränkungen. 
Erforderlich ist vielmehr eine sachgerechte Differenzierung nach Sicherheitsrelevanz, Detailgrad und 
Nutzungskontext. 

Die Erfahrungen der Mitgliedsverbände des ZBI – insbesondere des VDV, der IfKom, des IWSV und des BDB 
Baden-Württemberg – bestätigen diese Grundlinie aus unterschiedlichen fachlichen Perspektiven. Sie 
zeigen zugleich, dass Open Data nur dann seine volle Wirkung entfalten kann, wenn Offenheit, technische 
Nutzbarkeit, Qualität, dauerhafte Verfügbarkeit und Sicherheit zusammen gedacht werden. 

Der ZBI empfiehlt der Bundesregierung daher, den neuen Open-Data-Fahrplan an einem einfachen 
Grundsatz auszurichten:  So viel Offenheit wie möglich – so viel Schutz wie erforderlich. 

Offene, verlässliche und interoperable Daten sind nicht nur ein Instrument der Verwaltungsdigitalisierung. 
Sie sind Teil der digitalen Infrastruktur Deutschlands und eine Voraussetzung für Innovation, 
Wettbewerbsfähigkeit und eine leistungsfähige technische Daseinsvorsorge. 

Für einen weiterführenden fachlichen Austausch steht der ZBI gerne zur Verfügung.  Gleichzeitig danken 
wir für die Möglichkeit zur Stellungnahme und bitten um Berücksichtigung unserer Anmerkungen im 
weiteren Verfahren. 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 

Gez. Dipl.-Ing. Wilfried Grunau 
(Präsident des ZBI) 


